
 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben wesentliche Änderung eines Heizwerkes 

in 03226 Vetschau 
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 30. Januar 2025 

 
 

Die Firma envia THERM GmbH, Niels-Bohr-Straße 2 in 06749 Bitterfeld-Wolfen, beantragt die 
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück Wilhelm-Pieck-Str. 67 in 03226 Vetschau in der Gemarkung Vetschau, Flur 11, 
Flurstücke 319 und 675 das Heizwerk wesentlich zu ändern.  
 
Beabsichtigt ist die Errichtung einer Biomassekesselanlage mit Holzlager und Schubboden für 
die Erzeugung von Fernwärme als Ersatz für die Braunkohlenstaubkesselanlage (BKS-
Anlage). Als Brennstoff kommen naturbelassene Holzhackschnitzel zum Einsatz. Zusätzlich 
sollen zwei Heizwassererzeuger von Brennstoff Heizöl-EL auf den bivalenten Betrieb mit 
Erdgas aus der öffentlichen Gasversorgung nachgerüstet werden. Die 
Feuerungswärmeleistung soll von 17,4 MW auf zukünftig 18,7 MW erhöht werden. 
 
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.2.1V des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 
1.2.1S der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung durchzuführen. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. 
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien:  
 
Im Einwirkungsbereich der Anlage befinden sich folgende Gebiete nach Nummer 2.3 der 
Anlage 3 UVPG: 

 FFH-Gebiet „Vetschauer Mühlenfließ - Teiche Stradow“, 

 SPA-Gebiet „Spreewald und Lieberoser Endmoräne“,  

 „Biosphärenreservat Spreewald“ und gleichnamiges Landschaftsschutzgebiet,  

 diverse geschützte Biotope,  

 Wasserschutzgebiete „Vetschau/Spreewald (Wetosow/Blota)“ und „Eichow“ sowie 

 diverse Boden- und Baudenkmale.  
 
Durch die Änderung des Vorhabens werden zusätzlich Lärm, Luftschadstoffe (Stickstoff) und 
Staub imitiert. Dadurch können das FFH-Gebiet und die geschützten Biotope betroffen sein. 
Jedoch ist aufgrund der Bauart der Anlage (inklusive Abluftreinigung) sowie der großen 
Entfernung zum FFH-Gebiet und den Biotopen nicht mit erheblich nachteiligen Auswirkungen 
zu rechnen. 
 
Aufgrund fehlender Wirkpfade können keine Anhaltspunkte für das Vorliegen von erheblich 
nachteiligen Umweltauswirkungen auch auf die anderen oben genannten besonderen 
örtlichen Gegebenheiten festgestellt werden. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.  
 



 

 

Rechtsgrundlagen  
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